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Vorab 


„Die Welttendenz hat seit langem eine Linksrichtung, die seit Generationen wie 
ein Golfstrom die Sympathien bestimmt.“ 
Ernst Jünger: Jahre der Okkupation, Stuttgart 1958, S. 134. 


„Unsere Gesellschaft bietet somit das erstaunliche Schauspiel einer Rechten, die 
nicht als solche auftreten kann, ohne daß man sie des ‚Faschismus‘ bezichtigt, 
und einer Linken sowie einer extremistischen Linken, die sich jederzeit soziali- 
stisch, kommunistisch oder marxistisch nennen und dabei ganz fraglos behaup- 
ten kann, daß ihre Doktrinen nichts mit dem Stalinismus, noch überhaupt mit 
irgendeiner historisch verwirklichten Form des Sozialismus ... zu tun hätten.“ 
Alain de Benoist: Kulturevolution von rechts, edition d, Bd 6, Krefeld 1985, S. 17. 


„Es gibt viele Deutsche, die ... wollen die Rechte nicht untersuchen, sie wollen sie 
verachten oder verdrängen.“ 
Peter Glotz: Die deutsche Rechte, Stuttgart 1989, S. 10. 


„... in Deutschland ... ist dem Verdikt ‚rechts‘ eine besondere Schärfe eigen, denn 
hinter ihm lauert immer ein Superlativ, nämlich das Verdikt ‚faschistisch‘, also 
‚verbrecherisch‘.“ 

Dieter E. Zimmer: PC oder: Da hört die Gemütlichkeit auf, in: Die Zeit vom 22. 


Oktober 1993. 


„Deutschland ist ein ordentliches Land. Es gibt Gut und Böse. Gut ist alles, was 
nicht böse ist. Böse ist alles, was rechts ist.“ 

Eckhard Fuhr: Deutsche Ordnung, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 2. 
Mai 1995. 


„Hierin unterscheidet sich die Neue Rechte vom dernier cri einer postmodernen 
‚Befindlichkeit‘, mit der sie die radikale Verabschiedung aller ‚linken‘ Utopien 
und Weltverbesserungsbestrebungen teilt. Wo der Postmoderne nonchalant ver- 
kündet, die Lage sei hoffnungslos, aber nicht ernst, entspricht es der rechten 
Sicht, die Lage ernst, aber nicht hoffnungslos zu finden.“ 

Kurt Lenk, Günter Meuter, Henrique Ricardo Otten: Vorwort, in dies.: Vordenker 
der Neuen Rechten, Frankfurt a. M. und New York 1997, S. 17. 
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„Der ‚Kampf gegen rechts‘ ist ... auch geprägt vom altbundesrepublikanischen 
Unernst. Die rechte Gefahr ist etwas, das den permanenten Alarmzustand der 
Öffentlichkeit rechtfertigt, als gehe es um die Propaganda der Krise.“ 

Klaus Hartung: Rechte Mitbürger, in Kursbuch 134, Dezember 1998, S. 1-14, hier 
S.3. 


„Der Liberalismus hat gesiegt, aber dieser Sieg besteht darin, daß er seine Tole- 
ranz verloren hat. Es ist ein verfolgender Liberalismus entstanden, der alles Den- 
ken unter Radikalismusverdacht stellt, das nach Alternativen zu den bestehen- 
den Verhältnissen sucht. ... Staatsräson ist zum Kern des Liberalismus geworden, 
nachdem er den Staat erfolgreich gekapert hat. Heilig ist der Status quo der Bun- 
desrepublik; wer an ihm rüttelt, gilt schon als totalitär. ... Als Faschist gilt heut- 
zutage jemand schneller, als er blinzeln kann.“ 

Jens Jessen: Der Liberalismus hat gesiegt ..., in: Die Zeit vom 21. März 2002. 
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An Stelle eines Vorworts 


Im Sommer 2001 erhielt W. einen Besuch. Am Gartenzaun stand ein Mann von 
mittlerer Statur und mittlerem Alter, in Kleidung mittlerer Qualität, grüßte 
freundlich und zeigte einen Dienstausweis der Kriminalpolizei: „Staatsschutz“, 
sagte er knapp und bat, hereinkommen zu dürfen. W. ging mit ihm ins Haus und 
fragte nach dem Anlaß des Besuchs. Der Beamte entgegnete, daß es Hinweise auf 
eine Bedrohung W.s gebe. Um welche Art von Hinweisen es sich handele, fragte W. 
Nun, erläuterte der Beamte, unlängst sei ein Molotow-Cocktail gegen das Haus 
des frischgewählten CDU-Oberbürgermeisters geschleudert worden, und dann 
habe es Übergriffe gegen NPD-Funktionäre gegeben, zuletzt sei ein Mitglied des 
Nationaldemokratischen Hochschulbundes (NHB) in der Seminarbibliothek sei- 
nes Fachbereichs angegriffen und schwerer verletzt worden, - leider finde man 
keine Zeugen unter den Kommilitonen des Mannes. 

Verblüfft fragte W., warum man davon nichts in der Zeitung gelesen habe. Der 
Beamte zuckte die Achseln, schwieg dann einen Augenblick irritiert und setzte 
zögernd an: ob W. denn von den Vorgängen nichts durch seine persönlichen Kon- 
takte wisse. W. antwortete, daß er weder den Oberbürgermeister kenne noch der 
CDU angehöre noch irgend etwas von der Existenz des NHB in seiner Stadt 
geahnt habe. 

Beunruhigt blätterte der Beamte in seinen Unterlagen und fand endlich das 
Stichwort, das er gesucht hatte. Das verstehe er nicht, äußerte er dann, und las 
vom Blatt eine Definition des Begriffs „Neue Rechte“ ab, als deren Vordenker W. 
gelte und die doch das „Scharnier“ zwischen Konservativen und Rechtsextremen 
darstelle. Auf welchem Wege er eigentlich zum Staatsschutz gekommen sei, frag- 
te W., - er habe eine Fortbildung gemacht, sagte der Beamte. 
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Ursprung des Begriffs 


Die Schärfe und Unsachlichkeit, mit der seit etwa zwei Jahrzehnten in Deutsch- 
land - aber nicht nur in Deutschland - über eine „Neue Rechte“ diskutiert wird, 
hängt zusammen mit einem politischen Klimawechsel und einer Veränderung in 
den Kriterien zur Beurteilung ideologischer Fragen. Hatte die Ächtung „rechter“ 
Positionen in der Nachkriegszeit nur das völkisch-rassische und neonationalso- 
zialistische Gedankengut betroffen, weitete sich die Delegitimierung seit dem 
Ende der siebziger Jahre auf grundsätzlich alle Einstellungen aus, die jenseits 
einer neu - und das heißt „antifaschistisch“ - definierten Mitte lagen. Das in vie- 
len, auch vielen wissenschaftlichen, Arbeiten über die politische Rechte hervor- 
tretende Desinteresse an Differenzierung ist darum nicht nur ein Ergebnis man- 
gelnder Einsicht, sondern eine schlechte Angewohnheit, bestenfalls motiviert 
durch geistigen Verfassungsschutz, schlimmstenfalls begründet in dem agitatori- 
schen Bedürfnis, der eigenen Seite nur einen Feind zu zeigen. 

Der Begriff „Neue Rechte“ selbst ist relativ jungen Datums, auch wenn es ähn- 
liche Termini schon in der Zwischenkriegszeit gegeben hat. Dazu wird man ein- 
mal Wortschöpfungen wie „jungnational“, „jungdeutsch“, „jungvölkisch“ oder 
„Jungkonservativ“l zählen müssen, die nach dem Zusammenbruch des Kaiser- 
reichs entstanden. Weiter ist auf den Begriff „Neuer Nationalismus“ hinzuweisen, 
der Mitte der zwanziger Jahre im Umkreis der nationalrevolutionären Intelligenz 
gebraucht wurde, und schließlich auf die Idee einer „jungen Rechten“, die am 
Ende der Weimarer Republik als Sammlungsbewegung jenseits von DNVP und 
NSDAP entstehen sollte. Diese „junge Rechte“ verband sich eng mit Gruppierun- 
gen wie der „Christlich-Nationalen Landvolkpartei“, dem „Christlich-Sozialen 
Volksdienst“ oder der „Volkskonservativen Partei“ (später „Konservative Reichs- 
partei“), blieb aber politisch einflußlos.? 

Interessanter Weise gab es zu der deutschen Entwicklung eine Parallele in 
Frankreich, wo sich 1930 Dissidenten der Action Frangaise um die Zeitschriften 
Reaction und Revue frangaise zusammenschlossen. Diese Jeune Droite hatte sich 
vom Integralen Nationalismus gelöst, weil ihre Anhänger den Monarchismus und 
die zunehmende politische Erstarrung eines Charles Maurras ablehnten, ohne 
deshalb zu den kleineren faschistischen Bewegungen überzugehen. Die Vorstel- 
lungen der „Nonkonformisten“ wurden nachhaltig durch den Thomismus, aber 
auch durch eine gewisse Aufgeschlossenheit für technokratische Vorstellungen 
geprägt.3 

Wenn nach dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland wie in Frankreich politische 
Bewegungen entstanden, die als „Neue Rechte“ bezeichnet wurden oder sich 
selbst so bezeichneten, dann hat das nichts oder wenig mit der Existenz personel- 
ler oder ideologischer Kontinuitäten gegenüber den früheren Ansätzen zu tun. 
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Allerdings kann man von einer strukturellen Ähnlichkeit sprechen, die vor allem 
aus Generationenkämpfen in politischen Milieus oder einem Klima zu erklären 
ist, das die Entstehung veränderter ideologischer Ansätze fördert und nicht nur 
auf der Rechten, sondern auch auf der Linken oder in der Mitte regelmäßig Neues 
gegen Altes auftreten läßt. 

Für die Nachkriegszeit ist der Begriff „Neue Rechte“ also nur sinnvoll zu ver- 
wenden, soweit damit Strömungen erfaßt werden, die hinreichend deutlich von 
neonationalsozialistischen oder völkischen einerseits, von deutschnational, tra- 
ditionalistisch-konservativen Positionen andererseits zu unterscheiden sind und 
sich auf die Schaffung anderer weltanschaulicher Grundlagen konzentrieren. 
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Die Neue Rechte der siebziger Jahre: 
Progressiver Nationalismus und 
Nouvelle Droite 


Obwohl die politische Atmosphäre der sechziger Jahre aus der Rückschau ganz 
von der Agitation der „Neuen Linken“ bestimmt scheint, ist bei genauerer Betrach- 
tung eine Gegenbewegung erkennbar, zu der auch die „Neue Rechte“ gehörte. 
Diese Gegenbewegung blieb zwar ohne eine der Linken vergleichbare Ausstrah- 
lung, besaß aber durchaus ein gewisses intellektuelles Potential. Eine wichtige 
Rolle spielten dabei Diskussionszirkel, die sich um verschiedene Zeitschriften bil- 
deten, so etwa um das seit 1964 in Hamburg erscheinende Junge Forum, das seit 
1969 mit dem Untertitel „Beiträge zum Selbstverständnis der Jungen Rechten und 
zu einem modernen Nationalismus europäischer Prägung“ erschien. Daneben gab 
es auch organisatorische Ansätze für eine „Junge“ oder „Neue Rechte“, die aber 
bis zum Auftreten der „Aktion Neue Rechte“ (ANR) ohne Bedeutung blieben. 

Die ANR entstand aus einer Abspaltung der Nationaldemokratischen Partei 
Deutschlands (NPD). Die Ursache war eine Krise der NPD, ausgelöst durch das 
Scheitern der Partei bei der Bundestagswahl von 1969. Nach internen Auseinan- 
dersetzungen trat der bayerische Landesvorsitzende, Siegfried Pöhlmann, am 9. 
Januar 1972 von seinem Amt zurück und aus der NPD aus. Ihm folgten etwa zehn 
Prozent seines Verbandes, eine Anhängerschaft, aus der kurz darauf die ANR 
gebildet wurde. Pöhlmann vertrat gegen die Linie der NPD einen kapitalismus- 
und amerikakritischen Kurs. Aber sein Versuch, die etwa 600 Mitglieder der ANR 
zusammenzuhalten, ohne eine neue Partei zu organisieren, führte rasch zum 
Zerfall der Gruppierung. 

Schon Ende 1973 zeigte sich die ANR handlungsunfähig. Eine Ursache dafür 
war auch der Mangel an ideologischer Klarheit, den Pöhlmann selbst verschuldet 
hatte. Er ließ zwar einen Programmentwurf von dem jungen Rechtsintellektuel- 
len Henning Eichberg erarbeiten, dessen Vorstellung von „progressivem Nationa- 
lismus‘® war ihm dann aber wegen der sozialistischen Akzente zu radikal. Eich- 
berg selbst gehörte zum Umfeld von Junges Forum, wo er seit dem Frühjahr 1967 
mit einigen - unter dem Pseudonym „Hartwig Singer“ veröffentlichten - Aufsät- 
zen hervorgetreten war. Er interessierte sich zwar auch für verschiedene neokon- 
servative Bewegungen, aber sein Hauptaugenmerk galt damals einem „neuen“ 
oder „europäischen Nationalismus“, der Tradition des „Sozialismus von rechts“ 
und dem Versuch, eine eigene „rechte“ Theorie zu entwickeln. 

Eichberg kam ursprünglich aus dem Lager der „Alten Rechten“, war kurzfristig 
Mitglied der CDU gewesen und geriet dann an parteipolitisch „ungebundene Zir- 
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kel der Rechten“8, von denen er glaubte, daß sich mit ihrer Hilfe der antiideologi- 
sche Affekt des Lagers überwinden lasse?. Er setzte sehr stark auf eine Terminolo- 
gie und wissenschaftliche Konzepte, die bis dahin bevorzugt von der Linken ver- 
wendet worden waren: 

— die Erkenntnistheorie des „Wiener Kreises“10, 

— ethologische (Bedeutung der biologischen Differenzen zwischen Individuen 
einerseits, Rassen andererseits, Rolle der Territorialität und Aggressivität des 
Menschen) sowie soziologische Erkenntnisse (Gruppengebundenheit des Indivi- 
duums und dessen Bedürfnis nach Identität gerade unter den Bedingungen einer 
modernen Industriegesellschaft), 

— aus denen dann erst die politischen Folgerungen zu ziehen waren (kulturell 
homogene Großräume, „Ethnopluralismus“!!, organisatorischer Sozialismus). 
Eichberg betonte die Modernität seines Konzepts, das er als Ergebnis der Entwick- 
lung einer spezifischen europäischen Rationalität!? betrachtete. Aber er war auch 
fasziniert von politischem Aktivismus, der die politische Atmosphäre der Zeit 
nachhaltig bestimmte. Das erklärt nicht zuletzt, warum seine Haltung gegenüber 
der Achtundsechzigerrevolte immer etwas Ambivalentes hatte. Die Pointe seiner 
Kritik der Neuen Linken - Inkonsequenz bei der Verfechtung des Selbstbestim- 
mungsrechts der Völker, das zwar für die Dritte Welt, aber nicht für die Osteu- 
ropäer oder die Deutschen gelten sollte, Unfähigkeit, die eigene irrationale Motiva- 
tion zu erkennen - lag bezeichnender Weise in dem Schluß, daf3 die APO scheitern 
müsse, wenn sie nicht die Nähe zu ihren Gegnern auf der militanten Rechten 
sehen lerne und das fertium comparationis begreife: „die Bewegung‘“!3. 

Auch nach dem Zerfall der ANR gab es von Seiten der „Neuen Rechten“ Versu- 
che, diese „Bewegung“ zu formieren. So konstituierte sich am 2./3. März 1974 in 
Würzburg eine „Nationalrevolutionäre Aufbauorganisation“ (NRAO), die aller- 
dings die innerhalb des Lagers vorhandenen Spannungen nicht überbrücken 
konnte. Deshalb entstanden im Sommer des Jahres kurz hintereinander zwei 
selbständige Verbände: am 28. August 1974 die „Solidaristische Volksbewegung“ 
(SVB) und drei Tage später die „Sache des Volkes - Nationalrevolutionäre Aufbau- 
organisation“ (SdV-NRAO). Die Solidaristen blieben im wesentlichen auf den 
Hamburger Raum beschränkt und erlangten unter ihrem Generalsekretär, dem 
Ingenieur Lothar Penz, kaum Bedeutung!#. Eine gewisse Rolle spielten sie aller- 
dings beim Aufbau der ökologischen Bewegung („Grüne Liste Umweltschutz“), 
fielen aber in den frühen achtziger Jahren dem konsequenten Linkskurs der Grü- 
nen zum Opfer. Der eigentlich nur aus der Tradition des politischen Katholizis- 
mus bekannte Begriff des „Solidarismus“5 signalisierte nicht nur den Entschluß, 
nach einer neuen ideologischen Orientierung zu suchen, er sollte auch eine 
gewisse Mäßigung des eigenen Programms gegenüber dem nationalrevolu- 
tionären zum Ausdruck bringen. Zwar wandte man sich gegen das „Monopolkapi- 
tal“ und plädierte für einen „organischen Sozialismus“, stellte die politische Ord- 
nung als solche aber nicht in Frage.!6 
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Sicher wäre es verfehlt, nun etwa im Fall der SdV-NRAO praktische Aufstands- 
vorbereitungen zu vermuten, aber schon die betont linke Symbolik („Sache des 
Volkes“ war eigentlich der Name einer maoistischen Zeitung, das Hausblatt Neue 
Zeit nahm mit seinem Titel Bezug auf ein Organ der alten SPD) zeugte doch von 
einem anderen Maß an Radikalität als in den Reihen der SVB. Im Kern bestand die 
„Sache des Volkes“ aus verschiedenen Zirkeln, die sich seit den sechziger Jahren 
gebildet hatten, und jenem Teil der ANR, der Pöhlmann nicht weiter zu folgen 
bereit gewesen war und unter Führung Eichbergs mit einer anderen nationalre- 
volutionären Gruppierung um den Journalisten Wolfgang Strauß in Verbindung 
trat. Strauß hatte zu diesem Zeitpunkt schon einen abenteuerlichen Lebenslauf 
hinter sich (wegen antistalinistischen Widerstands in der DDR verurteilt und 
nach Sibirien deportiert, am legendären Häftlingsaufstand in Workuta beteiligt, 
dann in der SPD engagiert, um schließlich die Führung der kleinen national- 
sozialen „Unabhängigen Arbeiterpartei“ zu übernehmen), und trug sehr stark 
dazu bei, daß die Nationalrevolutionäre ihre Aufmerksamkeit auf oppositionelle 
Strömungen im Ostblock richteten. 

Obwohl die SdV-NRAO ohne Zweifel wesentlich aktiver war als die Gruppe der 
Solidaristen, darf daraus nicht auf eine größere Wirksamkeit geschlossen werden. 
Auch ihr gelang es bestenfalls, einige hundert Sympathisanten zu binden.!7 Ende 
der siebziger Jahre kam es dann - auch das ein Ausdruck der Erfolglosigkeit — 
zum faktischen Zusammenschluß beider Formationen.18 

Bereits zu diesem Zeitpunkt war unübersehbar, daß die nationalrevolutionäre 
Bewegung nicht nur rhetorisch, sondern faktisch immer weiter nach links ging. 
Zwar stand der Versuch einer zentralistischen Kaderorganisation nur auf dem 
Papier!9, aber das endgültige Programm der SdV-NRAO, das ein „5. Zentralkon- 
greß“ im November 1977 verabschiedet hatte, setzte den Akzent sehr deutlich auf 
den Kampf gegen das Kapital und eine sozialistische Lösung aller gesellschaftli- 
chen - nicht zuletzt der ökologischen — Fragen.?? Allerdings scheute man nach 
wie vor zwei Tabus: die nationalkommunistische, und das hieß prokommunisti- 
sche, Tendenz und das Bekenntnis zum Klassenkampf. 

Beide Grenzen wurden erst von einer jüngeren Generation der Nationalrevolu- 
tionäre überschritten, die ihrer Herkunft nach häufig aus den aufgelösten K- 
Gruppen stammten?! und sich explizit als „Sozialistische Nationalrevolutionäre“ 
verstanden. Sie konnten in Westdeutschland eigene Basisgruppen um die Zeit- 
schrift Laser. Nationalrevolutionäre Perspektiven für eine sozialistische Demo- 
kratie bilden und gründeten im April 1980 auf einer „Konferenz progressiver 
Nationalrevolutionäre“ den „Nationalrevolutionären Koordinationsausschuß“ 
(NRKA)2. 

Der NRKA verstand sich ausdrücklich als Teil der radikalen Linken, betrieb 
einen merkwürdigen Antifaschismus? und kopierte sogar bestimmte Muster der 
K-Gruppen. Das Mißtrauen der Linken gegen diese Verbündeten war allerdings 
nicht zu überwinden.?4 Ein Vorbehalt, den man insofern als begründet ansehen 
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darf, als der NRKA schließlich an internen Auseinandersetzungen um seine Zeit- 
schrift Aufbruch zerbrach, deren letzte Ausgaben wieder einen deutlich nationali- 
stischen Geist atmeten?. 

Faktisch hat der Rückzug Eichbergs aus der politischen Arbeit der Nationalre- 
volutionäre26 wesentlich zu deren raschem Bedeutungsverlust beigetragen. Nach 
dem gescheiterten Versuch, eine Professur in der Bundesrepublik zu erhalten 
und einer Pressekampagne gegen seine Person?7, übersiedelte er 1984 nach Däne- 
mark und erhielt dort Lehraufträge an verschiedenen Universitäten28. Daß Eich- 
berg selbst sich wie der Hauptteil der Gesamtbewegung nach links wandte - er 
trat 1994 sogar in die dänische Sozialistische Volkspartei (Socialistisk Folkepar- 
ti)? ein — war dabei kaum entscheidend, da er an Kernelementen seiner Weltan- 
schauung wie etwa der Problemstellung Identität und Entfremdung, der Beto- 
nung des „Volklichen“, der Feindschaft gegen das Christentum und dem Antiuni- 
versalismus fest hielt30. 

Eine Rolle dürfte gespielt haben, daß die Ausstrahlung, die seine ideologische 
Konzeption durchaus besaß3!, bereits am Ende der siebziger Jahre verbraucht 
war. Hatte es zu Anfang vor allem starke Reserven gegenüber Eichbergs „Futuris- 
mus“32 gegeben?3, so führten jetzt seine bizarren Wendungen zum Bruch mit 
früheren Anhängern. Ausschlaggebend dürfte allerdings Eichbergs Unfähigkeit 
gewesen sein, aus den Elementen seiner Theorie einen konsistenteren Gesamt- 
entwurf zu schaffen und eine stabile Organisation zu bilden. Obwohl er früh die 
Vorbildlichkeit der französischen „Neuen Rechten“ betont hatte3# und schon seit 
den sechziger Jahren in enger Verbindung zu deren führendem Kopf, Alain de 
Benoist, und deren wichtigster Organisation, dem GRECE (Groupement de 
Recherche et d’Etudes pour la Civilisation Europeenne), stand, war er doch nie- 
mals in der Lage, dieses Modell auf die deutschen Verhältnisse zu übertragen. 

Die politische Rechte Frankreichs schien Ende der sechziger Jahre paralysiert. 
Die Aufgabe des Kolonialreichs, die Macht de Gaulles und das Verhalten des Bür- 
gertums im Pariser Mai ’68 hatten zu dieser Desorientierung wesentlich beigetra- 
gen. Während die „Ultras“ ganz auf die Vergangenheit fixiert blieben und nicht 
bereit waren, den Abzug aus Algerien zu akzeptieren, sich mit ihren Aktivitäten 
dauernd am Rande der Legalität bewegten und in de Gaulle nur einen Verräter 
sahen, verfügte der über eine Stellung, die ihn praktisch unangreifbar machte 
und ihm angesichts der linken Gefahr breite Unterstützung von den Konservati- 
ven bis in das Lager des Liberalismus eintrug. Armin Mohler urteilte damals, von 
der französischen Rechten bleibe bis auf weiteres nur „eine Literatur“ und „eine 
gewisse Mentalität“. 

Dieser Befund erklärt schon hinreichend die Entstehung einer „Neuen Schule“ 
- so der Titel der 1969 gegründeten Theoriezeitschrift der Nowwvelle Droite - um 
de Benoist, der nicht nur die Konsequenz aus dem Scheitern aller Versuche zog, 
eine selbständige nationalistische Partei zu gründen, sondern auch seiner eigent- 
lichen Begabung als Vordenker und ideologischer Kopf folgen wollte. Als eine 
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„mögliche“, eine Rechte „für diese Zeit“36 verstand sich die Strömung insofern, 
als sie nicht etatistisch und lateinisch argumentierte, sondern „völkisch“ und 
europäisch, nicht christlich und traditionalistisch, sondern „heidnisch“ und 
empirisch, nicht proamerikanisch und marktwirtschaftlich, sondern antiameri- 
kanisch und korporativ. Deshalb paßte sie zu keiner der klassischen „Denkfamili- 
en“ der französischen Rechten: der autoritären/bonapartistischen, der konserva- 
tiven oder der liberalen.37 

Es hat deshalb immer wieder Versuche gegeben, die französische „Neue Rech- 
te“ summarisch als „faschistisch“ zu betrachten, wofür nicht nur die germano- 
phile Neigung de Benoists ein Beweis zu sein schien, sondern auch der Nietz- 
scheanismus, die Begeisterung für die Ästhetik Arno Brekers oder Josef Thoraks 
und vor allem das Interesse an biopolitischen Themen wie Rassenkunde, Eugenik 
und Euthanasie. Vollständig durchgedrungen ist diese Einschätzung aber nicht, 
was sich vor allem erklärt aus der Neigung de Benoists zu unerwarteten Volten 
wie dem dezidierten Antitotalitarismus und Antirassismus; auch das merkwür- 
dige Liebäugeln mit Nationalbolschewismus, Islamismus und Hinduismus in 
späterer Zeit wird man in diesem Zusammenhang nennen müssen. Was aller- 
dings schwerer wiegt, ist eine allmähliche immanente Veränderung und Ver- 
schiebung der ideologischen Basis der Nouvelle Droite, weg von einer naturalisti- 
schen Deutung, hin zur Betonung des Faktors Kultur, weg von der funktionalisti- 
schen Auffassung der Religion, hin zu einer an die Archetypenlehre erinnernden 
Interpretation, weg von technokratischen Modellen, hin zu einer Variante des 
Kommunitarismus.38 

Damit ist allerdings eine Entwicklung vorweggenommen, die sich erst in den 
achtziger und neunziger Jahren vollzog, und die auch als Reaktion auf das Schei- 
tern gewisser Hoffnungen verstanden werden muß, die de Benoist ursprünglich 
mit dem Aufbau des GRECE verbunden hatte. So schien die Idee eines gramscis- 
me de droite - eines Kampfes um die „kulturelle Hegemonie“, orientiert an den 
Theorien des italienischen Marxisten Antonio Gramsci - für einige Zeit durchaus 
erfolgversprechend. 1978 erhielt de Benoist für seine „kritische Anthologie der 
zeitgenössischen Ideen“, die unter dem Titel Vu de droite erschienen war, den 
Großen Essay-Preis der Academie frangaise. Im Figaro Magazine, das kurz darauf 
von der auflagenstärksten bürgerlichen Zeitung Frankreichs, dem Figaro, auf 
den Markt gebracht wurde, verschaffte man ihm mit einigen anderen Köpfen der 
„Neuen Rechten“ ein Forum, dessen Wirksamkeit weit über das hinaus ging, was 
man bisher an publizistischen Mitteln zur Verfügung gehabt hatte. 

Gerade dieser Erfolg provozierte aber einen Rückschlag von unerwarteter Hef- 
tigkeit. Im Frühjahr 1979 inszenierte Le Monde eine Kampagne gegen die Nou- 
velle Droite und deren Einfluß auf die veröffentlichte Meinung, der sich nach und 
nach fast die gesamte französische Presse und dann auch die größeren Blätter 
und Zeitschriften im Ausland anschlossen.39 Daß dabei handfeste wirtschaftliche 
Interessen im Hintergrund standen - Le Monde wollte gegen das Figaro Magazi- 
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ne ein eigenes, ähnliches Produkt plazieren - sei nur am Rande erwähnt, wichti- 
ger erscheint, daß die allgemeine Aufmerksamkeit, die die französische „Neue 
Rechte“ für kurze Zeit genoß, mit ihrer Verdrängung aus den gerade erreichten 
publizistischen Positionen endete.40 

Es hat das zusammen mit dem Erstarken des Front National in Frankreich (der 
nur selektiv Vorstellungen der Nouvelle Droite in sich aufgenommen hat und des- 
sen Zielsetzungen vor allem wegen ihrer Xenophobie von de Benoist abgelehnt 
werden) zwar nicht zur Resignation de Benoists geführt, der in den beiden letzten 
Jahrzehnten eine neue Zeitschrift - Ärisis - gründete und mehr als ein Dutzend 
Bücher und zahllose Artikel veröffentlichte, aber doch zu einer merklichen 
Akzentverschiebung beigetragen. Im Vorwort zur 2002 erschienenen Neuausga- 
be von Vu de droite schrieb er, entgegen seinen Hoffnungen auf eine „postmoder- 
ne“ Rechte, sei es zum Triumph der liberalen — repräsentiert von Margret That- 
cher und Ronald Reagan - und der populistischen - repräsentiert von Jean-Marie 
Le Pen und Jörg Haider - gekommen: „Heute, da wir die vollständige Überflüssig- 
keit der Rechts-Links-Unterscheidung erleben, bedaure ich nicht, mich abseits zu 
stellen.“ 

Man wird diese Neigung, sich nicht mehr der Rechten zuzuordnen (auch die 
Selbstbezeichnung als Nouvelle Droite wurde vom GRECE und im Untertitel der 
Publikumszeitschrift Alements vor einigen Jahren aufgegeben?2), nicht verwech- 
seln dürfen mit dem anders motivierten Entschluß Eichbergs, der versucht hat, 
seine Position neu und links zu definieren#3. Demgegenüber darf man im Fall de 
Benoists eher von einer kontinuierlichen Verfolgung jenes Konzepts sprechen, 
das ihn wie die Nonkonformisten der dreißiger Jahre motivierte, einen eigenstän- 
digen Weg jenseits der alten Ideologien zu suchen. Das erklärt auch die Ausstrah- 
lung der Ideen de Benoists, die nicht nur in England, Belgien, Spanien und Itali- 
en, sondern nach dem Zusammenbruch des Ostblocks auch in Rußland und 
Rumänien Anhänger fanden. 
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Die Neue Rechte seit Beginn der 
achtziger Jahre: 
Die volkskonservative Position 


Bis zum Beginn der achtziger Jahre blieb der Begriff „Neue Rechte“ wesentlich 
auf diejenigen Gruppierungen beschränkt, die sich durchgängig oder wenigstens 
in ihren Anfängen mit ihm identifiziert hatten. Von einer „neuen Rechten“ im 
übergreifenden und positiven Sinn, als Bezeichnung für eine „Bewegungspartei“ 
gegen die Erstarrung des bürgerlichen Lagers“*, war nur ausnahmsweise die 
Rede, und auch der Versuch, „Neue Rechte“ im negativen Sinn als Sammelbe- 
zeichnung zu verwenden und bis auf terroristische Gruppen auszudehnen,# 
wurde mit Zurückhaltung aufgenommen. Dabei sollte es allerdings nicht bleiben. 

1982, im Jahr der Regierungsübernahme durch die bürgerliche Koalition, ver- 
öffentlichte Jürgen Habermas einen Aufsatz mit dem Titel Die Kulturkritik der 
Neokonservativen in den USA und in der Bundesrepublik. Neben den illusionären 
Korrelationen, wie sie für Habermas typisch sind, finden sich in diesem Text auch 
einige aufschlußreiche Beobachtungen. So stellte er fest, daß in der „artikulier- 
ten Kerngruppe“ der vor ihm sogenannten „Neokonservativen“ die ernüchterten 
Liberalen (anders als in Amerika) nur eine geringe Rolle spielten, wichtiger seien 
jene Intellektuellen, die man als Erben der „Konservativen Revolution“ betrach- 
ten müsse, die aber nach 1945 eine „halbherzige Aussöhnung mit der Moderne“ 
vollzogen hätten. Für die Zukunft sei nicht auszuschließen, daß ein weniger zu 
Kompromissen geneigter „Jungkonservativismus“46 eine überraschende Renais- 
sance erleben werde. 

Tatsächlich konnte zu Beginn der achtziger Jahre ein neuer Impuls in der intel- 
lektuellen Rechten Deutschlands festgestellt werden. Die gesellschaftliche Unru- 
he, die mit der Entstehung der Alternativbewegung, der Friedensdiskussion und 
dem Ende der sozialliberalen Regierung verknüpft war, zeigte Rückwirkungen 
unter den Konservativen. Ihre Fixierung auf theoretische Fragen und die strikte 
Binnenorientierung begannen zu schwinden. Vor allem war eine „Renationalisie- 
rung“ des konservativen Lagers zu beobachten. Hatte die „Tendenzwende“4’ noch 
ein „gestörtes Verhältnis zur Landkarte“48 gehabt, so widmeten die Konservativen 
nun nicht nur der Deutschen Frage neue Aufmerksamkeit, sie traten auch aus 
dem Schatten ihrer eigenen früheren Festlegungen. Der „nationale Imperativ“ 
wurde als ein kategorischer begriffen. Neuzugänge im Lager von der Linken wie 
Günter Maschke oder Bernard Willms verschoben die Perspektiven und bestritten 
sogar den gewohnten Primat des Antikommunismus. Willms erklärte etwa in sei- 
nem 1982 erschienenen Buch Die deutsche Nation, daß man die DDR nicht län- 


14 DIE NEUE RECHTE - INSTITUT FÜR STAATSPOLITIK 


ger als Feind betrachten dürfe, sondern mit ihr in „nationaler Koexistenz“50 leben 
müsse, um einen deutsch-deutschen Bruderkrieg zu verhindern. 

Ein großer Teil der konservativen Intelligenz wollte die Lage der Bundesrepu- 
blik überhaupt nicht länger nach den Regeln der Blocklogik bestimmen. Die Tei- 
lung des Landes wurde wieder stärker als Folge des „Weltbürgerkriegs“ verstan- 
den, und die deutsche Situation erschien immer noch als die der „Besiegten von 
1945“51, An einigen Stellen war sogar eine Belebung des Tauroggen- und Rapallo- 
Mythos zu beobachten, es kam zu heftigen Debatten um die Westintegration und 
das Verhalten Adenauers angesichts der „Stalin-Note“ von 1952. 

Diese Rückkehr des nationalen Elements muß nicht nur als Voraussetzung für 
alle neuen Paradigmen der konservativen Intelligenz — Nationalstaat versus 
europäischer Bundesstaat, Forderung nach einer operativen Deutschlandpolitik, 
Ablehnung der multikulturellen Gesellschaft - betrachtet werden, hier entstand 
auch die Basis für eine Revitalisierung, deren Erfolg die konservativen Veteranen 
selbst überraschte. Denn am Ende der siebziger Jahre hatte es so ausgesehen, als 
werde das konservative Lager, soweit es nicht den rechten Flügel der Unionspar- 
teien bildete, allmählich austrocknen. Da in diesem Milieu schon lange keine 
Pfründen mehr oder glänzende Karrieren zu erhoffen waren, schien die Bewah- 
rung der Kontinuität fast ausgeschlossen. Äußeres Indiz für diesen Verfall des 
Konservatismus war das Zeitschriftensterben. Bereits Ende der siebziger Jahre 
hatte die von William S. Schlamm und Otto von Habsburg herausgegebene Zeift- 
bühne ihr Erscheinen einstellen müssen, dann war das stark evangelisch gepräg- 
te Magazin Konservativ heute in Criticon aufgegangen, und 1988 verschwand 
auch die von Gerd-Klaus Kaltenbrunner geschaffene Herderbücherei Initiative. 

Daß sich allein Criticön (und die, allerdings ganz in die Abhängigkeit der CSU 
geratene, Epoche) halten konnte, ist kein Zufall und entspricht in vieler Hinsicht 
der Prognose von Habermas. Das erklärt auch, warum sich alle Neugründungen 
sehr stark an Criticon orientierten. An erster Stelle wäre hier die aus einem Gos- 
larer Schülerblatt entstandene Zeitschrift Phönix zu nennen, die 1981 entstand 
und seit 1985 den Untertitel „jungkonservative Zeitschrift“ trug. Die Autoren grif- 
fen, wie schon die Bezeichnung signalisierte, unmittelbar auf Ideen der „Konser- 
vativen Revolution“ der Zwischenkriegszeit zurück. Der Bezug zu Schopenhauer, 
Nietzsche, Spengler, Schmitt, die Brüder Jünger, Niekisch oder Jung war aber 
nicht allein bildungsbürgerlich, sondern auch ein romantischer Protest gegen die 
Vorstellungen, die ihnen ihre aus der Achtundsechzigergeneration stammenden 
Lehrer vermittelt hatten. Das Bekenntnis zum Konservatismus war national 
akzentuiert und antiliberal insofern, als die Autoren des Phönix-Kreises die Ana- 
lyse Schmitts von der allmählichen Zerlegung des „Leviathan“ durch die gesell- 
schaftlichen Mächte teilten, und ihnen der bundesrepublikanische Pluralismus 
verlogen schien, der ihrer Position keine Entfaltungsmöglichkeit einräumte. Der 
Phönix hatte bis zu seiner Einstellung 1986 immer etwas von einem Provisorium. 
Trotzdem war an diesem Projekt einiges davon abzulesen, was kennzeichnend für 
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die weitere Entwicklung der konservativen Intelligenz in den folgenden Jahren 
werden sollte. 

Allerdings ist schwer vorstellbar, daß es ohne den Zusammenbruch des Ost- 
blocks und die Wiedervereinigung Restdeutschlands so rasch zu einer Renais- 
sance der konservativen Rechten gekommen wäre. Als die Frankfurter Allgemei- 
ne vom Herbst 1992 bis zum Frühjahr 1993 eine Serie zum Thema „What’s left?“ 
abdruckte, äußerte Peter Glotz in seiner Stellungnahme, daß man nun das Ende 
der „Mikro-Konflikte“ erlebe und bei den künftigen Auseinandersetzungen eine 
„. intellektuell ernst zu nehmende, harte Rechte, die es bis vor kurzem in 
Deutschland nur in Spurenelementen gab“52, eine wichtige Rolle spielen werde. 
Diese Prognose wäre zu ergänzen um eine andere, die Glotz bereits in einem kurz 
vor der Wende erschienenen Buch formuliert hatte, als er äußerte, daß die Politik 
der Regierung Kohl zwangsläufig zu einem „Schisma“ in der „Rechten“ führen 
mußte zwischen Pragmatikern und „Stahlhelmern“. Letztere seien zwar nicht 
„extremistisch“, aber für die Linke „gefährlich“S4. 

Die von Glotz als „Stahlhelmer“ apostrophierte Gruppierung wäre wohl sachli- 
cher als „Adenauer-Rechte“55 zu bezeichnen. Damit konnten alle die erfaßt wer- 
den, die seit dem Mannheimer Parteitag von 1976 das Treiben der „Modernisierer“ 
in der Union mit Mißfallen beobachteten. Tatsächlich schien es so, als gäben der 
Zusammenbruch des Kommunismus und die Wiedervereinigung dieser inner- 
parteilichen Opposition eine Möglichkeit, Kurskorrekturen zu bewirken. Aber 
der Tod prominenter konservativer Unionsmitglieder wie Franz Josef Strauß oder 
Karl Carstens aus der älteren Generation, die Neigung jüngerer wie Peter Gau- 
weiler im Zweifel Parteidisziplin zu wahren, die notorische Zurückhaltung der 
CSU-Führung und das Scheitern eines eigenen Organisationsversuchs in Gestalt 
des „Christlich-Konservativen Deutschlandforums“ (1992) machten deutlich, 
wie begrenzt der Operationsspielraum war. Außerdem trugen die Vorstöße nie- 
mals weit genug, um auch nur die Aufmerksamkeit der Unionsspitze auf diese 
Tendenz zu lenken.>6 

Zuletzt war auch die Zahl der Vordenker innerhalb der Adenauer-Rechten zu 
klein. Am ehesten wird man noch Klaus Hornung, Konrad Löw und Günter Rohr- 
moser nennen können, daneben einige Journalisten, die in entsprechendem Sinn 
für die bürgerlichen Zeitungen arbeiten. Zwar existiert bis heute das Studienzen- 
trum Weikersheim als Forum, aber spätestens mit der Einstellung des Deutsch- 
land-Magazins (2001) und eigentlich schon mit der Disziplinierung der Deutsch- 
land-Stiftung in den neunziger Jahren hat die Adenauer-Rechte wesentliche Ein- 
flußmöglichkeiten verloren. 

Im deutlichen Gegensatz zu diesem allmählichen Verfall steht die Lebendig- 
keit jener /amille de pensee, die man als die „jung-“ oder besser noch „volks- 
konservative“5” bezeichnen könnte. Auch ihre Protagonisten sehen sich als 
Erben der Konservativen Revolution. Nicht im Sinne eines Restaurationsver- 
suchs, sondern in dem Sinn, daß der revolutionäre Konservatismus verstanden 
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wird, als die „... modernste Art konservativ zu sein“8. Dabei schwingt vor allem 
die Bewunderung für den geistigen Einfluß von Zeitschriften wie der Tat und des 
Deutschen Volkstums oder der Europäischen Revue mit, aber auch der Versuch, 
die Aufgeschlossenheit für zeitgenössische Strömungen in den Wissenschaften, 
der Philosophie und der Kunst wiederzugewinnen. 

Die volkskonservative Strömung sammelte sich seit der Mitte der achtziger 
Jahre vor allem um die von Dieter Stein herausgegebene Zeitung Junge Freiheit 
(JF). Dieses seit 1986 zuerst zweimonatlich, dann monatlich und seit 1996 
wöchentlich erscheinende Blatt entwickelte sich sukzessive zu einer professio- 
nellen Publikation. Bedenkt man die Umstände, zu denen nicht bloß die Versuche 
politischer Ächtung, sondern auch die Anwendung von Gewalt gegen Redakteure 
und die Druckerei gehörten, handelt es sich ohne Zweifel um ein außergewöhn- 
lich erfolgreiches Projekt. Die anfangs besonders deutliche Nähe der JF zur linken 
taz in Layout und Stil zeigte an, daß man es außerdem mit einer qualitativen Ver- 
änderung gegenüber früheren Publikationen dieses Teils der politischen Rechten 
zu tun hat; bezeichnenderweise konnten Magazine, die nach der Einstellung des 
Phönix neugegründet wurden, niemals vergleichbare Resonanz gewinnen und 
verschwanden meistens nach kurzer Zeit wieder vom Markt (das gilt vor allem für 
die christlich-konservativen fragmente, die zwischen 1989 und 1992 erschienen, 
und in gewissem Sinn auch für das vierzehntägig veröffentlichte Gegengift, das 
erst seit Mitte der neunziger Jahre eine konservative Position bezog und im Jahr 
2001 eingestellt wurde). 

Die Volkskonservativen sind selten „geborene“, eher „gelernte“ Konservative. 
Es ist die Ausnahme, daß jemand noch in Elternhaus und gesellschaftlichem 
Umfeld entsprechend sozialisiert wurde. Die meisten haben intellektuelle Neu- 
gier und die Aversion gegen die dominanten Weltanschauungen hierher verschla- 
gen. Vorherrschend ist eine gewisse Skepsis gegenüber politischen Organisatio- 
nen. Viele haben (schlechte) Erfahrungen mit den Parteien, vor allem der CDU 
und der Jungen Union, gemacht, konnten sich aber nicht entschließen, einer 
anderen Gruppierung beizutreten. Ähnliches gilt in bezug auf die Republikaner 
(deren bürgerlichen Flügel um Rolf Schlierer man nachhaltig unterstützte) und 
den kurzlebigen, von dem FDP-Dissidenten Manfred Brunner gegründeten, 
„Bund Freier Bürger“. 

Das Verhältnis zu Ideen ist eklektisch und undogmatisch. Man teilt nicht die 
generelle Furcht vor „Ideologie“, wie sie für den früheren Konservatismus typisch 
war, aber auch die Forderung der Tendenzwende nach einer konservativen Theo- 
rie findet kaum Widerhall. Trotz des verbreiteten „Schmittismus“ und der dezi- 
sionistischen Geste ist die Bereitschaft zur Debatte mit dem Gegner ausgeprägt; 
die auf der Linken und im Liberalismus typischen Vorstellungen von politischer 
Hygiene finden sich jedenfalls kaum. Selbstverständlich gibt es Leitfiguren, aber 
keine echten Lehrer-Schüler-Verhältnisse, deshalb auch keine Schulbildung. 
Einen erheblichen Einfluß nahmen aus der älteren Generation Armin Mohler 
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und Gerd-Klaus Kaltenbrunner, von den Jüngeren dürfte vor allem Karlheinz 
Weißmann eine Rolle spielen, dessen zuerst 1992 erschienenes Buch Rückruf in 
die Geschichte als eine Art „Manifest“ dieser Tendenz verstanden wurde. 

Die meisten in der antifaschistischen Literatur herausgearbeiteten Verbindungs- 
linien zwischen den Volkskonservativen und der nationalrevolutionären „Neuen 
Rechten“ sind Konstrukte. Daß man bei Eichberg gelernt hat, die Notwendigkeit 
„nationaler Identität“ zu begründen und von ihm eine gewisse Zeit lang den Begriff 
„Ethnopluralismus“ übernahm, bedeutet nicht, daß seinen Vorstellungen irgend- 
ein bleibender Einfluß zugesprochen werden kann®9. Die Kontakte zu den Resten 
der Bewegung aus den siebziger Jahren waren immer bloß locker, man teilte weder 
den gesellschaftspolitischen Radikalismus noch die sozialistischen Zielvorstellun- 
gen oder die Theoriebegeisterung. Es existiert (entgegen einer oft kolportierten 
Vorstellung und trotz der zahlreichen Artikel, die de Benoist in der Jungen Freiheit 
veröffentlicht) auch keine direkte Einwirkung der Novelle Droite®". 

Bei den Volkskonservativen läßt sich zwar ein Konsens in gewissen Punkten 
feststellen (Verteidigung der nationalen Interessen nach außen, EU-Skepsis, Mit- 
teleuropa-Vision, Ablehnung des Multikulturalismus, Errichtung des „starken 
Staates“), aber er ist nicht statisch, eher handelt es sich um eine intellektuelle 
Suchbewegung. Im Umkreis der Jungen Freiheit hat sich vor allem ein eigenes 
Lebensgefühl ausgebildet, das vom Widerspruch gegen die „Ideen von 1968“ 
genährt wird, deren Protagonisten erklären, „... daß Disziplin, Ehre schändlich 
und Vaterlandsliebe schädlich seien. Als Theologen verspotten sie Kirche und 
Glauben, als Künstler wühlen sie in den Scherben längst vernichteter Formen. 
Sie sind Moralisten besonderer Suprematie und verkünden die Amoral. Gegen 
diese Überspitzung des Pathologisch-Paradoxen treten nun Widersacher auf. Sie 
sind zahlreicher als bisher, stammen aus 60er und 70er Jahrgängen und mühen 
sich um die Entwicklung einer alternativen Konzeption.“6l Als Claus Leggewie 
1987 einen Bericht über den „rechten Geist“ schrieb, formulierte er schon als 
Fazit: „Jede Revolution ruft ihr ä la Bastille: Die Festung, die die Gegenrevolution 
der Neuen Konservativen schleifen will, heißt: 1968.*62 

Wenn man von einer volkskonservativen „Neuen Rechten“ spricht, die seit den 
achtziger Jahre entstanden ist, so wären außer dieser Strömung noch zwei weite- 
re zu nennen, die sich neben dieser „Denkfamilie“ bildeten, in einer gewissen 
Berührung mit ihr standen und stehen, aber doch deutlich von ihr zu scheiden 
sind. Die erste von beiden ist die der „Neo-Nationalisten“. Ihr bedeutendster Kopf 
war ohne Zweifel der schon genannte Philosoph und Politikwissenschaftler 
Willms. Ihm ging es nicht allein um die Wiederherstellung der deutschen Macht- 
position, er verfocht auch eine Renaissance des Idealismus in der Tradition Fich- 
tes und damit die Rückkehr zu einem geistigen Sonderweg, den er dezidiert posi- 
tiv gewertet wissen wollte. Durch seinen frühen Tod im Jahr 1990 verloren die 
Neo-Nationalisten allerdings sehr früh ihren eloquentesten Sprecher. 

Will man von Harald Rüddenklau absehen, der durch seine Ostorientierung 
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eine Sonderrolle spielte, dem aber mit dem „Neuen Deutschen Nationalverein“ 
(NDNV) im Vorfeld der Wiedervereinigung eine bemerkenswerte Bündelung von 
Kräften gelang, dann beschränkt sich der Kreis der Protagonisten heute vor allem 
auf das Umfeld der Staatsbriefe. Hans-Dietrich Sander war es mit der Gründung 
dieser Zeitschrift im Jahr 1989 endlich gelungen, eine unabhängige Tribüne zu 
finden. Besonders auffällig erscheint bei ihm die Erneuerung des „Reichsgedan- 
kens“. Er will vor allem durch Rückgriff auf die staufische Tradition die Grundla- 
ge für einen „ghibellinischen“ Entwurf schaffen, der allerdings in vielen Zügen 
genauso exzentrisch wirkt wie seine politische Theologie, zu deren Kern ein 
schärfer werdender „Anti-Judaismus“63 gehört. Sanders Metaphysik wurde von 
den Mitarbeitern der Staatsbriefe allerdings nur zum kleineren Teil übernom- 
men, zumal sie hinter den direkten politischen Erwägungen weitgehend zurück- 
trat. 

Sander erklärte frühzeitig, daß die „liberale Restauration“6, als die er die 
Gründung der Bundesrepublik versteht, den Zusammenbruch Deutschlands 
nicht aufhalten könne und deshalb eine „Höllenfahrt“65 bevorstehe, von der er 
hofft, daß sie den Deutschen zur Katharsis verhelfe. Er hat lange die Grenze über- 
schritten, die die Konservativen normalerweise von der Fundamentalkritik an der 
parlamentarischen Demokratie zurückhält und in seinem Umkreis eine merk- 
würdige Parusieerwartung angesichts der kommenden Revolution erzeugt. 

Auffallend an Sanders Bemühungen um die Schaffung einer neuen politischen 
Position war nicht nur sein Werben um die Linke (unter Einschluß deutlicher 
Sympathie für Gerhard Schröder), sondern auch der Versuch, den Gegensatz von 
„Faschisten“ und „Antifaschisten“ aktiv zu überwinden. Er ist kein Neonational- 
sozialist, glaubt aber, daß Hitler als der „deutsche Cromwell“66 eine notwendige 
Rolle im Prozeß der Nationwerdung übernommen habe. Auf diesem Hintergrund 
erscheint Sanders Kontaktaufnahme zu Michael Kühnen weniger spektakulär 
und seine Parteinahme für harte revisionistische Positionen verständlicher. Sie 
diente dem erwähnten Zweck ebenso wie die Forderung nach einer Art von 
„Volksfront“ der rechten Gruppierungen, die auch anderweitig (vor allem unter 
den jüngeren Mitarbeitern aus dem Umkreis der Zeitschrift Nation und Europa) 
auf Resonanz stößt, wo man die Blockade jeder Sammlungspolitik durchbrechen 
will. 

Nach der Einstellung der Staatsbriefe Ende des Jahres 2000 dürfte unter den 
Neo-Nationalisten ohne Zweifel Alfred Mechtersheimer die größte Rolle spielen. 
Mechtersheimer, der einen sehr langen politischen Weg zurückgelegt hat, unter- 
scheidet sich von anderen Vertretern dieses Lagers vor allem durch den Mangel an 
theoretischem Interesse67 und den aktivistischen Zug seines Einsatzes. Der eine 
Sachverhalt erklärt sich daraus, daß Mechtersheimer ein entschlossener „Sou- 
veränist“ ist und die Verteidigung deutscher Interessen (vor allem gegen die ame- 
rikanische Hegemonie) für eine Selbstverständlichkeit erachtet68. Das andere 
hängt zusammen mit seiner politischen Biographie, die zwar in der CSU begann, 
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dann aber über die Friedensbewegung zu den Grünen und schließlich zu seiner 
heutigen, betont nationalpazifistischen Position führte. 

Das große Problem, vor das Mechtersheimer gestellt ist, besteht darin, daß bis- 
her jeder Versuch, seine „Deutschland-Bewegung“ auf eine breitere Grundlage zu 
stellen, zum Scheitern verurteilt war. Trotz sehr verheißungsvoller Anfänge in 
den frühen neunziger Jahren gelang es ihm nicht, eine flächendeckende und effi- 
ziente Organisation von unten her zu schaffen. Das hat ihn, der immer wieder 
betont, daß er die Patrioten aller politischen Richtungen vereinen wolle, gezwun- 
gen, Anlehnung bei der Alten Rechten zu suchen oder die Spekulation zu nähren, 
daß er die „Deutschland-Bewegung“ als Vorform einer neuen Partei betrachte. 

Die zweite Gruppierung, von der hier neben den Neo-Nationalisten noch zu 
sprechen wäre, liegt eigentlich außerhalb des Feldes der im genauen Sinne politi- 
schen Bewegungen. Es handelt sich dabei um die „anarchische (nicht: anarchisti- 
sche) Rechte“. Es hat natürlich auch in der Vergangenheit immer wieder Einzel- 
gänger der rechten Intelligenz gegeben, die einen außerordentlichen Individua- 
lismus pflegten; Ernst Jünger sprach in dem Zusammenhang vom „Anarchen“. 
Die Nähe zum Dandytum spielte historisch eine gewisse Rolle, und in Frankreich 
gibt es sogar relativ feststehend den Begriff des anarchisme de droite®%. Grundle- 
gend ist dabei die Überzeugung, daß der geschichtliche Verfall sich soweit durch- 
gesetzt hat, daß selbst mit einer äußerst reaktionären Haltung nur noch vorläufi- 
ge Ergebnisse zu erzielen sind. 

In Deutschland sei deshalb als Anarchische Rechte eine Gruppierung bezeich- 
net, die, bei aller geistigen Potenz, im engeren Sinne politische Fragen als 
Größen zweiter Ordnung betrachtet. Sie ist tatsächlich und ausschließlich meta- 
politisch orientiert. Farbigkeit gewinnt diese Szene dadurch, daß ihre führenden 
Köpfe häufiger eine linke Vergangenheit haben und ihre Unzufriedenheit mit 
dem Mangel an Radikalität auf Seiten der Konservativen durch ästhetische Ent- 
würfe oder Extravaganzen wie den katholischen Traditionalismus kompensieren. 

Eine außergewöhnliche Anziehungskraft kommt in dieser Szenerie dem Dono- 
so-Cortes- und Carl-Schmitt-Spezialisten Maschke zu. Maschke, der einmal als 
„Dutschke von Wien“ galt, vertritt heute exemplarisch die Auffassung, daß die 
politischen Möglichkeiten radikal reduziert seien. Da es keine Restauration im 
Vollsinne, und damit keine wahre Legitimität, mehr geben könne, bleibe besten- 
falls der Bonapartismus: man müsse „... anerkennen, daß die Revolution der 
Boden ist, in dem wir wurzeln, daß nur im kurzatmigen Cäsarismus die Chancen 
der nahen und mittleren Zukunft liegen. Aus dem Boden der Revolution müssen 
wir die Kraft gewinnen, um sie notdürftig und bis zum nächsten Mal zu besie- 
gen.“70 

So weit das auch von der gegenwärtigen Praxis entfernt sein mag, man wird die 
intellektuelle Faszinationskraft derartiger Ideen nicht unterschätzen dürfen, 
zumal wenn sie sich mit einem „postmodernen“ Zeitgeist zu legieren wissen. Für 
diese Tendenz sind die Zeitschrift Etappe (seit 1988) und in einem gewissen Sinne 
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auch das zwischen 1987 und 1995 erscheinende Jahrbuch Der Pfahl des Verlages 
Matthes & Seitz und dann vor allem die Bücher des in Wien residierenden Karo- 
linger-Verlags als symptomatisch zu betrachten. 

Die Bandbreite dessen, was die rechte Intelligenz denkt, unterscheidet sich 
kaum von der Bandbreite linksintellektueller Positionen. Die innere Auseinan- 
dersetzung (die es selbstverständlich gibt) wird zwar nur selten nach außen sicht- 
bar geführt, sollten die hysterischen Reaktionen der Öffentlichkeit abklingen, 
dürfte sich das zwangsläufig ändern und die einzelnen Gruppierungen noch deut- 
licher hervortreten lassen. Schon jetzt ist erkennbar, daß jenseits der Über- 
einstimmung in den Aversionen — gegenüber den Symptomen gesellschaftlicher 
Dekadenz, dem außenpolitischen Attentismus, dem Rationalismus und Universa- 
lismus - nur ein beschränktes Maß an Gemeinsamkeiten existiert. 
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Rainer Zitelmann und die Idee einer 
„Neuen Demokratischen Rechten” 


Ohne Zweifel hätte das Thema „Neue Rechte“ niemals jenes Maß an öffentlicher 
Aufmerksamkeit erlangt, das ihr bis heute zukommt, wenn nicht die politische 
Entwicklung Anfang der neunziger Jahre entscheidend zu dem Eindruck beige- 
tragen hätte, daß dieses „Meinungslager“7! in eine entscheidende Position rücken 
könnte. Bezeichnend ist, daß die Linke damals eine „Wiedervereinigungskrise“ 
ausmachte; ein Begriff, der sich nicht auf die faktischen Probleme beim Aufbau 
der neuen Bundesländer oder die Bewältigung der Jahrzehnte dauernden Spal- 
tung bezog, sondern auf den eigenen Machtverlust. 

Die Rehabilitierung des nationalen Arguments und das Scheitern des Sozialis- 
mus als gesellschaftlicher Alternative lösten eine Depression aus, von der aber 
merkwürdiger Weise auch die Mitte befallen wurde, die eben noch als Siegerin der 
Geschichte auftrat. Die Liberalen sahen sich unvermutet mit nagenden Selbst- 
zweifeln konfrontiert. Schon die Fragestellungen der bürgerlichen Feuilletons 
signalisierten das Maß der Irritation: „Fehlt uns der Feind?“, konnte die „Offene 
Gesellschaft mit offener Flanke“ überleben??? Und im Rahmen der Fukuyama- 
Debatte um ein „Ende der Geschichte“ äußerte der amerikanische Soziologe 
Allan Bloom die Befürchtung, daß man nicht nur nicht dem post-histoire entge- 
gen gehe, sondern vor eine ganz neue Herausforderung gestellt sei: „Der Faschis- 
mus wurde zwar auf dem Schlachtfeld besiegt, aber seine dunklen Möglichkeiten 
wurden nicht bis zum Ende ausgeschöpft. Sucht man nach einer Alternative, 
dann bleibt keine andere Möglichkeit, die man ins Auge fassen könnte. Wir sind 
der Auffassung, daß der Faschismus Zukunft hat, wenn er nicht gar die Zukunft 
ist. “73 

Die gedrückte Stimmung, die sich damals in tonangebenden Kreise verbreite- 
te, erklärt viel von der eminenten Wirkung, die Botho Strauß mit seinem zuerst 
am 8. Februar 1993 im Spiegel veröffentlichten Essay Anschwellender Bocksge- 
sang haben sollte. Strauß, von dem man schon länger wissen konnte, daß ihn 
seine elitäre Sicht der Dinge nicht nur auf das Repertoire der traditionellen deut- 
schen Kulturkritik zurückverwiesen hatte, sondern notwendig nach „rechts“ 
trieb, veröffentlichte mit dem Bocksgesang einen Text, der gerade von außen als 
Manifest einer „Neuen Rechten“ betrachtet wurde. Allerdings konnte von hier 
keine unmittelbare politische Wirkung erwartet werden, weshalb umgehend ein 
Zusammenhang konstruiert wurde zwischen der Veröffentlichung des Bocksge- 
sangs und „... einigen jungen Männern um Rainer Zitelmann“74, 

Auch im Fall Zitelmanns spielt eine Rolle, daß er ursprünglich politisch auf der 
Linken beheimatet war und bis zum Ende der achtziger Jahre eigentlich nur 
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dadurch vom mainstream abweichende politische Auffassungen anzeigte, daß er 
zu einer heterodoxen Interpretation des Nationalsozialismus”5 neigte und mehr 
oder weniger offen für die Wiedervereinigung Partei nahm. Das änderte sich mit 
seinem Entschluß, die wissenschaftliche Laufbahn aufzugeben und im Frühjahr 
1992 eine Stelle als Cheflektor des Ullstein-Verlags anzutreten. Dieses einflußrei- 
che Haus war bis dahin nicht durch eine prononciert „rechte“ oder konservative 
Linie hervorgetreten, was sich unter der Ägide Zitelmann änderte, der mit dem 
Rückhalt des an Ullstein beteiligten Münchener Verlegers Herbert Fleissner agie- 
ren konnte. 

Durch eine ganze Reihe von Titeln - Monographien?6 und Sammelbänden’ — 
versuchte Zitelmann ein neuartiges Programm zu gestalten, ausgerichtet auf 
einen moderaten Revisionismus in der Zeitgeschichtsforschung, Stärkung des 
deutschen Nationalbewußtseins und des politischen Realismus. Mit Hilfe der 
Reihe Ullstein Report sollte außerdem auf tagesaktuelle Themen Bezug genom- 
men werden, wobei der Versuch eine große Rolle spielte, eine öffentliche Debatte 
über die notwendige Bewältigung der DDR-Vergangenheit zu erzwingen. Was 
dem ganzen aber erst seine Wirkung verlieh, war Zitelmanns Neigung zum 
gezielten Regelverstoß, seine Fähigkeit, die Linke gleichmäßig und gekonnt zu 
provozieren. 

Glotz, auch hier ein aufmerksamer Beobachter, sprach im Hinblick auf diejeni- 
gen, die sich Zitelmann anschlossen, von „Normalisierungsnationalisten‘78, ein 
insofern treffender Begriff, als die Sehnsucht nach politischer „Normalität“ 
tatsächlich das heimliche Grundmotiv für die politischen Ziele dieser Gruppe war. 
Zitelmann selbst zog „Neue Demokratische Rechte‘“79 vor und versuchte einen 
Fokus für alle diejenigen zu schaffen, die innerhalb des Verfassungsbogens 
danach strebten, eine politische Alternative rechts der Mitte zu bestimmen und 
den Einfluß der „Ideen von ’68“ durch den der „Ideen von ’89“80 zu verdrängen. Er 
fand mit dieser Forderung nicht nur Zustimmung in Teilen der Union und bei den 
Volkskonservativen®!, sondern auch in der FDP. 

Daß Zitelmann sich schließlich den Freidemokraten durch Beitritt anschloß, 
hing nicht zuletzt mit dem Beispiel erfolgreicher rechtsliberaler Parteien in 
Dänemark, den Niederlanden, Österreich und Italien zusammen. Es spielte 
außerdem eine Rolle, daß man glauben durfte, in der kleinsten bürgerlichen Par- 
tei den geringsten Widerstand zu finden, falls man nur entschlossen genug auf- 
trat. Tatsächlich irritierten die „Nationalliberalen“ um Zitelmann und den ehe- 
maligen Generalbundesanwalt Alexander von Stahl Öffentlichkeit und FDP- 
Führung nachhaltig, konnten aber auch auf dem begrenzten Berliner Raum, des- 
sen Übernahme sie planten, keinen dauernden Erfolg erzielen. 

Dieser Rückschlag war nur einer unter mehreren für die Gruppe um Zitel- 
mann, der 1993 Ullstein verließ, um als Leiter des Ressorts „Geistige Welt“ in die 
Redaktion der Welt einzutreten. Zusammen mit zwei anderen Mitarbeitern, 
Heimo Schwilk und Ulrich Schacht, unternahm er jetzt den Versuch, das Blatt zu 
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einer neuen politischen Ausrichtung zu bringen. Dieses Bemühen scheiterte aber 
an verschiedenen Faktoren, unter denen der interne Widerstand von Mitarbeitern 
der Welt der wichtigste gewesen sein dürfte. Sie reagierten zunehmend gereizt 
auf die Aktivitäten Zitelmanns, die ihren Kulminationspunkt in einer großen 
Kampagne3? zum 50. Jahrestag des Kriegsendes, dem 8. Mai 1995, erreichten. 
Bereits im Vorfeld wurde mit außerordentlicher Schärfe eine Debatte über den 
Appell „Gegen das Vergessen“ geführt, die in der Äußerung von Ignatz Bubis, des 
damaligen Vorsitzenden des Zentralrats der Juden in Deutschland, gipfelte, es 
handele sich bei den Unterzeichnern des Aufrufs auch um „.. Ewiggestrige, die 
am liebsten alles, was zwischen ’33 und ’45 passiert ist, fortsetzen würden - viel- 
leicht in einer gemäßigteren Form, ohne gleich Völkermord zu betreiben“8. 
Daß die von Anhängern wie Gegnern Zitelmanns mit außerordentlichen Erwar- 
tungen®* verknüpfte Veranstaltung zum 8. Mai nach dem Rückzug des Hauptred- 
ners Alfred Dregger®5 nicht stattfinden konnte, hat der ganzen Bewegung ent- 
scheidendes von ihrem Elan genommen und der Gegenseite den Mut eingeflößt, 
ihren unerwartet großen Erfolg zu nutzen®®. Eine wichtige Rolle spielten außer- 
dem die Veränderungen im wirtschaftlichen Gefüge des Springer-Konzerns, aus 
dem Fleissner ausschied. 

Das Scheitern der Veranstaltung zum 8. Mai hatte eine Signalfunktion, da es 
zeigte, daß die Neue Demokratische Rechte keinen ausreichenden Rückhalt im 
bürgerlichen Lager besaß, daß Zitelmanns Versuch, sehr heterogene Gruppen - 
von der Schmidt-SPD über die Nationalliberalen und Teile der Union bis zu den 
Konservativen - in der Aktion zu vereinen, nicht über den Mangel an „Weltan- 
schauung“ hinwegtäuschen konnte und daß der Gegner keineswegs bereit war, 
die prinzipielle Legitimität einer wie immer positionierten „Neuen Rechten“ 
anzuerkennen. Indikatoren für diese eigenartige Schwäche hatte es trotz der 
außerordentlichen Medienwirksamkeit von Zitelmanns Aktionen auch schon 
vorher gegeben: Abzulesen an der Verhinderung der Präsidentschaftskandidatur 
Steffen Heitmanns im November 1993, dem explizit vorgeworfen wurde, die 
Ideen der „Neuen Rechten“ zu vertreten, ebenso wie an dem folgenlosen Versan- 
den einer Artikelserie zum Thema „What’s right“, die die FAZ im April 1994 eröff- 
nete und zwei Monate später beendete, nachdem man schon vorher aus Ängst- 
lichkeit kaum Vertreter der rechten Intelligenz hatte zu Wort kommen lassen.87 

Die Folge der scheinbar nur punktuellen Niederlage war deshalb eine immer 
weitergehende Verschärfung des Kurses gegenüber dem schon geschlagenen 
Feind. Hatte man es in der vorangegangenen Zeit noch für ausreichend gehalten, 
die „neue konservative Intelligenz“88 als solche zu bekämpfen, hielt man es jetzt 
bis in die liberalen Blätter für notwendig, die Betreffenden als „rechtsradikal“ 
oder schlimmeres zu apostrophieren. Mit großem Aplomb verkündete der nieder- 
sächsische Innenminister wenige Tage nachdem die Münchener Veranstaltung 
abgesagt worden war, daß die „Neue Rechte“ durch den Verfassungsschutz beob- 
achtet werden sollte, da nicht ausgeschlossen werden könne, daß die Unterzeich- 
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ner des Aufrufs „Gegen das Vergessen“ dem organisierten Rechtsextremismus 
intellektuell Vorschub leisteten.39 

Der rationale Kern dieses Verhaltens politisch einflußreicher Kreise lag in der 
Angst begründet, daß die von der Neuen Demokratischen Rechten betriebene 
Aufkündigung des „antinazistischen Konsenses“ und der „Westbindung‘“ - 
wobei es tatsächlich um die Wiederherstellung des „antitotalitären Konsenses“ 
(der notwendig den Kampf gegen die extreme Linke einschloß) und die Formulie- 
rung einer neuen außenpolitischen Linie für die „Berliner Republik“ ging - eine 
grundsätzliche Machtverschiebung bedeutet hätte. Daran war niemand interes- 
siert: die Linke nicht, die sich zu einer mehr als partiellen Vergangenheitsbewäl- 
tigung gezwungen sehen hätte, und die Mitte nicht, die „ihren“ Sieg von 1989 ver- 
standen wissen wollte als Ergebnis einer kontinuierlichen politischen Entwick- 
lung, die mit der Politik Adenauers begann und mit derjenigen Helmut Kohls ihr 
Ziel fand. Es gehörte zu den nachhaltigen Irritationen innerhalb der Neuen 
Demokratischen Rechten, daß gerade diejenigen Führer der Union, allen voran 
Wolfgang Schäuble, deren Auffassungen die größte denkbare Schnittmenge mit 
ihren eigenen aufwiesen, aus rein taktischen Erwägungen auf Distanz gingen. 

Was im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung um die Neue Demokrati- 
sche Rechte gelegentlich als Wiederkehr von Weimarer Verhältnissen bezeichnet 
wurde, hatte im Grunde nur zu tun mit der Herstellung des gewöhnlichen politi- 
schen Pluralismus, der sich entgegen einem tief eingewurzelten deutschen Har- 
moniebedürfnis durch die Unterschiedlichkeit der Anschauungen auszeichnet. 
Der von den Medien absichtsvoll panisch kommentierte „Rechtsruck“ erwies sich 
bei näherer Betrachtung als eine sehr moderate Korrektur jener Linksverschie- 
bung des Koordinatensystems, die über drei Jahrzehnte hinweg vonstatten 
gegangen war. 
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Theoretische Ansätze zur Interpretation 
der Neuen Rechten 


Wenn man auf die politische Entwicklung der vergangenen zehn Jahre zurück- 
blickt, wird man feststellen, daß sich die wichtigsten Strömungen der „Neuen 
Rechten“, die volkskonservative und die nationalliberale, von ihren Niederlagen 
bis heute nicht erholt haben. Zwar gab es einzelne Erfolge — der Rückzug der 
sogenannten Wehrmachtsausstellung war nicht zuletzt dem Druck zu verdan- 
ken, der von Kräften aus ihren Reihen ausgeübt wurde -, aber im großen und 
ganzen läßt sich nur eine negative Bilanz ziehen, bei der bestenfalls die Stabilisie- 
rung einiger Segmente als Positivum zu vermerken ist. 

Diese Situation ist nur in geringem Maße selbstverschuldet, vielmehr zurück- 
zuführen auf Prozesse, die kaum beeinflußbar waren (das betrifft vor allem das 
Ausscheiden vieler Älterer und den mangelnden Nachwuchs aus jenen Jahrgän- 
gen, die den Achtundsechzigern zuzurechnen sind) oder sich durch den anhal- 
tenden oder sukzessiv verstärkten öffentlichen Druck erklären. Tatsächlich 
gelang es bis dato weder, die „Auschwitzkeule“ ihrer Wirksamkeit zu berauben, 
noch überhaupt dem Verdikt „rechts“ etwas von seiner Schärfe zu nehmen. Das 
ist um so irritierender, als tatsächlich die Wahrnehmung der politischen Proble- 
me selbst zu einer Verschiebung der politischen Argumentation nach „rechts“ 
geführt hat. Alle möglichen Themen, die von den „Neuen Rechten“ in den vergan- 
genen zwanzig Jahren angesprochen wurden, diskutiert man heute mit großer 
Unbefangenheit (Souveränität, Problematik der Zuwanderung, Geopolitik, mul- 
tipolare Weltordnung etc.), ohne daß aber deren Vertreter davon ideologisch pro- 
fitieren könnten. Vielmehr sehen sie sich nach wie vor von wichtigen Debatten 
ausgeschlossen. 

Für das sichere Funktionieren dieses Ausschlusses ist vor allem die Verwen- 
dung des Begriffs „Neue Rechte“ ausschlaggebend. In der Hauptsache sind vier 
Interpretationen zu unterscheiden: 

— Die „Identitätstheorie“, der zu Folge es eine „Neue Rechte“ gar nicht gibt. 
Gemäß dieser Auffassung handelt es sich nur um eine Reformulierung der Posi- 
tionen, die schon die Alte Rechte vertreten hat, — beide sind Ausdrucksformen 
desselben, im Kern unveränderten, Rechtsextremismus.?! In letzter Konsequenz 
wird hier behauptet, daß eine tendenzielle ideologische Einheit existiere, die von 
den Skinheads bis zum bürgerlichen Feuilleton reiche.92 Das in dem Zusammen- 
hang häufig bemühte Bild vom „Biedermann“ und den „Brandstiftern“ oder die 
seltsame Formel „Extremismus der Mitte“% erklären aber selbst bei oberflächli- 
cher Betrachtung gar nichts. Es handelt sich im Grunde nur um eine „antifaschi- 
stische“ Argumentation, die von der äußersten Linken immer wieder genutzt 
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worden ist, nicht, um die äußerste Rechte, sondern um jeden politischen Gegner 
zu treffen. 

— Kaum verschieden von dieser Auffassung ist die „Agententheorie“, die behaup- 
tet, daß die „Neue Rechte“ als Bindeglied — bevorzugt: „Scharnier“ 9—- zwischen 
dem offenen Rechtsextremismus und dem demokratischen Konservatismus fun- 
giere%. Diese vor allem von Wolfgang Gessenharter?” und Armin Pfahl-Traugh- 
ber®8 vorgetragene Anschauung lebt von der Vorstellung, daß es einen geheimen 
masterplan der rechten Intelligenz gebe, die sich wahlweise einer Knüppelgarde 
oder bürgerlicher Reputierlichkeit bediene, um ihre Ziele zu erreichen (worin die 
genau bestehen, liegt übrigens auch für die Verfechter der Theorie im Dunkeln). 
- Ähnlich unbrauchbar ist die „Kontinuitätstheorie“, der zu Folge die in den 
achtziger und neunziger Jahren entstandene „Neue Rechte“ einfach nur eine 
Fortsetzung der älteren nationalrevolutionären Ansätze oder eine Variante der 
französischen Nouvelle Droite sei. Wie bereits erwähnt, gibt es faktisch keinen 
Zusammenhang mit den Nationalrevolutionären oder Solidaristen, deren Zeit- 
schriften oder Organisationen, und allein das Fehlen einer deutschen Parallelor- 
ganisaton zum GRECE (das in den frühen achtziger Jahren von Pierre Krebs 
gegründete „Thule-Seminar“ gilt als häretisch und ist ohne breitere Wirkung) 
sollte zu Denken geben. 

— Bleiben also die Vorschläge diskussionswürdig, die sich um eine präzisere 
Erfassung der „Neuen Rechten“ bemühen. Auch unter den Verfechtern dieser 
„Pluralitätstheorie“ gibt es Differenzen, aber im Kern teilen sie die Auffassung 
von Uwe Backes und Eckhard Jesse, wonach der Terminus „Neue Rechte“ nur 
sinnvoll zu verwenden sei, im Hinblick auf ‚... intellektuelle Zirkel, die eine Modi- 
fizierung im Sinne von Modernisierung der Grundpositionen seitens der ‚alten 
Rechten‘ in die Wege leiten“99. Diese Bestimmung hat den großen Vorteil, die 
Geschichte der politischen Rechten insgesamt als eine dauernde Ablösung von 
„alten“ durch „neue“ Positionen zu beschreiben!00, so daß ein Aspekt deutlicher 
hervortritt, der sonst ganz übersehen zu werden droht, und auf den Stefan Breu- 
er, der sich in mehreren grundlegenden Arbeiten mit der Geschichte der Rechten 
befaßt hat, ausdrücklich hinweist: die Tatsache, daß es die Rechte im strengen 
Sinn nicht gibt, sondern eine Vielzahl von Rechten, mehr oder weniger selbstän- 
digen Strömungen, deren Divergenz nicht nur scheinbar oder vorgetäuscht, son- 
dern eine Tatsache ist.101 
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Die politische Auseinandersetzung 


Die Annahme eines solchen Binnenpluralismus — der für Weltanschauungen 
nicht die Ausnahme, sondern den Normalfall darstellt - ist allerdings ein Hinder- 
nis, wenn man die Beschäftigung mit den „Neuen Rechten“ nur als Teil der politi- 
schen Gegnerbekämpfung betrachtet. Darin liegt wahrscheinlich der Haupt- 
grund, warum sich die theoretisch sauberste Bestimmung des Begriffs „Neue 
Rechte“ kaum durchsetzt. Man kann das selbstverständlich unter Hinweis darauf 
erklären, daß politische Begriffe niemals „rein“ sind, das heißt, daß ihnen nicht 
oder nicht nur eine die Wirklichkeit erschließende Bedeutung zukommt, son- 
dern auch eine abgrenzende, polemische. Die polemische Dimension gehört allen 
politischen Begriffen wesentlich zu!02, aber wer Anspruch darauf erhebt, nicht 
oder nicht nur Ideologie zu treiben, muß den Sachverhalt wenigstens reflektie- 
ren, und es kann keinesfalls akzeptiert werden, wenn staatliche Behörden den 
Begriff „Neue Rechte“ ausschließlich oder vorherrschend in diesem polemischen 
Sinn verwenden. 

Vor allem die sozialdemokratisch geführte Regierung des Bundeslandes Nord- 
rhein-Westfalen beharrt darauf, einen Schwerpunkt der Arbeit ihres Landesamtes 
für Verfassungsschutz in der Bekämpfung der „Neuen Rechten“ zu sehen. Dieses 
Vorgehen wird explizit unter Berufung auf die oben skizzierte Identitäts- oder 
Agententheorie gerechtfertigt. So heißt es in einer aktuellen - fast einhundert- 
sechzig Seiten umfassenden -— Broschüre des nordrhein-westfälischen Innen- 
ministeriums über die „Neue Rechte“, diese werde durch folgende Merkmale 
gekennzeichnet: 

— „der intellektuelle Anspruch; 

— der Rückgriff auf antidemokratische Theoretiker der Weimarer Republik (Kon- 
servative Revolution); 

— der Versuch, gesellschaftliche Diskurse zu prägen und Begriffe zu besetzen 
(Gewinnung der ‚kulturellen Hegemonie‘), somit der Bezug auf die strategischen 
Ansätze des italienischen Marxisten Antonio Gramsci; 

— das Bemühen um eine ‚Erosion der Abgrenzung‘ zwischen rechtsextremisti- 
schen und demokratischen Kräften, um Ersteren mehr Einfluß und Ansehen zu 
verschaffen; 

— die informelle Struktur, da sich die Neue Rechte vorwiegend in Diskussions- 
runden und im Umfeld publizistischer Projekte formiert“103, 

Was bei dieser Kriterienliste sofort auffällt, ist ihre inhaltliche Dürftigkeit. Die 
Punkte 1, 3 und 5 beziehen sich auf formale Aspekte und sind gar keine spezifi- 
schen Kennzeichen irgendeiner politischen Tendenz, sondern aller Kräfte, die im 
politischen Wettbewerb stehen. Wenn man die eigene Berufung auf den „Pluralis- 
mus“ ernst nahme, müßte man zugeben, daß der Versuch von Gruppen oder ein- 
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zelnen, geistigen Einfluß zu gewinnen, zu den notwendigen Voraussetzungen 
jenes Pluralismus gehört, der nur vorhanden sein kann, wenn es verschiedene 
Auffassungen gibt, die um die Macht - auch die geistige Macht - konkurrieren. 
Bliebe also der Vorwurf, sich auf die Denker der Konservativen Revolution zu 
beziehen und die vielbeschworene „Erosion der Abgrenzung“104, Dabei wird man 
der These vom Vorbildcharakter der Konservativen Revolution vor allem zweier- 
lei entgegenhalten müssen: Unrichtigkeit und Ungerechtigkeit. Unrichtigkeit 
insofern, als es erwiesenermaßen keine Kontinuität von der Konservativen Revo- 
lution zu den „Neuen Rechten“ der Nachkriegszeit gibt. Wenn eine Rezeption 
stattfand und stattfindet, ist diese auf Teilaspekte beschränkt. Nicht einmal die 
Nationalrevolutionäre der siebziger Jahre dachten an eine Übernahme von 
„Modellen“, sondern pflegten eine politische Romantik, die der der Linken in vie- 
len Zügen ähnlich war. Unter den „Neuen Rechten“ der achtziger und neunziger 
Jahre orientierten sich nur die Volkskonservativen stärker an Traditionen der 
Konservativen Revolution und zwar vorzugsweise an zwei Strängen: dem Wider- 
stand (insbesondere des Stauffenberg-Kreises und anderer konservativer Grup- 
pen, etwa derjenigen von Edgar J. Jung) und gewissen Ideen der Jungkonservati- 
ven aus der Zwischenkriegszeit.105 Deren Haltung zur Weimarer Republik war — 
anders als die unkritisch immer wiederholte These von den „Wegbereitern‘“106 
wissen möchte - eine grundsätzlich wohlwollende107, die sich nur in dem Maße 
zum Negativen verschob, als die parlamentarische Demokratie unfähig blieb, die 
politische Krise zu bewältigen. 

Wenn hier zum zweiten Ungerechtigkeit festzustellen ist, dann insofern, als 
mit doppeltem Maß gemessen wird. Betrachtet man die Berufung auf Denker der 
Konservativen Revolution als inkriminierend, bleibt zu fragen, wieso das im Fall 
des positiven Rekurses in bürgerlichen Blättern nicht geschieht, oder warum der 
Verlag, der die Werke Carl Schmitts bis heute nachdruckt, nicht im Verfassungs- 
schutzbericht auftaucht. Vor allem aber irritiert, daß weder linke Umsturzfolklo- 
re (zum Beispiel in Gestalt des allgegenwärtigen Che Guevara) noch die wohlwol- 
lende Auseinandersetzung mit linken Vordenkern wie zum Beispiel Karl Marx als 
prinzipiell verdächtig gilt, obwohl deren Ideale wenig mit denen des heutigen 
Verfassungsstaates zu tun hatten. 

Bleibt also schließlich die Behauptung, die Neue Rechte sei bestimmt durch „.... 
das Bemühen um eine ‚Erosion der Abgrenzung‘ zwischen rechtsextremistischen 
und demokratischen Kräften, um Ersteren mehr Einfluß und Ansehen zu ver- 
schaffen“. Der Nachweis für die Richtigkeit dieser Annahme wird auf folgenden 
Wegen gesucht: dadurch, daß man Gruppierungen, die tatsächlich „extremi- 
stisch“ sind, also die gewaltsame Beseitigung der bestehenden Verfassungsord- 
nung anstreben, der „Neuen Rechten“ zuschlägt und im übrigen behauptet, daß 
in einzelnen - allerdings entscheidenden - Fällen die Ablehnung des Extremis- 
mus als „Tarnung“108 betrachtet wird. 

Schon im ersten Fall erscheint es müßig, eine Debatte über Kategorien der 
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Zuordnung zu führen, wenn nicht anerkannt wird, daß die offene Ablehnung des 
bestehenden Staates und die offene Anerkennung des bestehenden Staates die 
Zurechnung zu prinzipiell verschiedenen politischen Bewegungen zwingend 
gebietet. Wer diese Differenzierung verweigert, hat offensichtlich kein Erkennt- 
nisinteresse, sondern das Bedürfnis, ein möglichst scharf konturiertes Feindbild 
zu schaffen. 

Was allerdings noch schwerer wiegt, als diese Verwischung terminologischer 
Klarheit, ist die Behauptung, daß sogar das explizite Bekenntnis zur Ordnung des 
Grundgesetzes keineswegs salviere. Als Beleg für die Annahme, daß dieses nicht 
ernst gemeint sei, sondern der Vorbereitung des Systemwechsels diene, wird 
immer wieder eine fast zwanzig Jahre alte Formulierung von Karlheinz Weiß- 
mann herangezogen, die sich auch in der erwähnten Broschüre des nordrhein- 
westfälischen Verfassungsschutzes ausdrücklich und hervorgehoben zitiert fin- 
det109: „Die Fähigkeit, in die Offensive zu gehen, muß entwickelt werden und dazu 
die Fähigkeit, die Situation zu beurteilen: ob hier der offene Angriff oder politische 
Mimikry gefordert ist.“110 Nüchtern betrachtet, enthält diese Formel nichts ande- 
res als eine Selbstverständlichkeit der politischen Auseinandersetzung, — je nach 
den Umständen hat der Verfechter einer Auffassung zu entscheiden, ob er seine 
Meinung eher im Konflikt oder in der Anpassung an die gegebene Lage („Mimikry“ 
bedeutet in der organischen Welt nichts anderes als das) — durchsetzen will. Was 
aber viel entscheidender sein dürfte als das, ist die Tatsache, daß die Empfehlung 
Weißmanns den Konservativen gilt, und es wäre ohne Zweifel lächerlich, den ent- 
sprechenden Gruppierungen der „Neuen Rechten“ vorzuwerfen, daß sie ihre kon- 
servativen Ziele verheimlichten. An keiner Stelle ist in dem erwähnten Text davon 
die Rede, man solle eine darüber hinausgehende strategische Zielsetzung ent- 
wickeln, die von dieser weltanschaulichen Vorgabe abweicht. 

Tatsächlich dient der ganze Vorwurf des ideologisch motivierten Betrugs der 
Etablierung jener Herrschaft des Verdachts, von der Hegel wußte, daß sie der 
Inquisition vorarbeitet: „... die Tugend aber, sobald sie verdächtig wird, ist schon 
verurteilt“!!1, Der unter Verdacht gestellte hat faktisch keine Möglichkeit, seine 
Unschuld zu beweisen: da man ihm keine Taten, sondern Gedanken zur Last legt, 
und ihm erklärt, daß man seiner Darlegung seiner Gedanken keinesfalls Glauben 
schenke, wird er — ganz gleichgültig, was er sagt oder tut - als grundsätzlich 
schuldig betrachtet. 

Es bleibt die Frage, was diese Perfidie motiviert. Die Antwort hat man im Postu- 
lat der „Gefährlichkeit“ der „Neuen Rechten“ zu suchen. Tatsächlich gibt es neben 
den Üblichkeiten der politischen Gegnerbekämpfung eine tiefe Beunruhigung 
der Linken und der Mitte durch die Vorstellung, daß die Vorherrschaft ihrer Über- 
zeugungen und Leitideen gefährdet sein könne. Und obwohl es keine machtvollen 
Organisationen auf der Rechten - hier verstanden im weitesten Sinne des Wortes 
- gibt, perhorresziert man eine ideologische Tendenz, die die eigene Deutungsho- 
heit im weltanschaulichen Raum in Frage stellen könnte. 
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Weiter fürchtet man, daß jene Umgründung der Bundesrepublik, die sich seit 
dem Anfang der siebziger Jahre vollzog, in Frage gestellt werden könnte. Nur 
unter Anerkennung der Ergebnisse dieser Umgründung können etwa das 
Bekenntnis zum Nationalstaat, zur Notwendigkeit, den Einzelnen in Beziehung 
zum politischen Ganzen zu sehen oder zur Notwendigkeit der Elite als tendenzi- 
ell verfassungsfeindlich beschrieben werden. Schon ein oberflächlicher Blick in 
das Grundgesetz belehrt darüber, daß dort als Souverän ein „deutsches Volk“ 
behauptet wird (und keine „Gesellschaft“), daß dieses keineswegs als eine Menge 
von irgendwelchen Einzelnen, sondern als eine konkrete, geschichtlich geworde- 
ne Gemeinschaft gedacht ist, die ihren Bürgern Rechte verleiht, und es wäre wohl 
keinem der Verfassungsväter (nicht einmal unter den Sozialdemokraten) in den 
Sinn gekommen, den Begriff der politischen und rechtlichen Gleichheit so weit 
zu dehnen, daß die Differenzen zwischen Gruppen oder Einzelnen als solche 
bestritten worden wären. 

Man kann hier wie an vielen anderen Stellen deutlich sehen, daß es in Deutsch- 
land Versuche gibt, eine Art Kritikverbot durchzusetzen!2, Nun ist dieses Phäno- 
men an sich nicht neu und eher typisch für machtgewohnte Gruppierungen, die 
Angriffe auf ihre eigene Position — aus psychologisch verständlichen Gründen - 
nicht nur nicht schätzen, sondern je länger je weniger für statthaft halten. Aller- 
dings wird man die eminente Gefahr nicht unterschätzen dürfen, wenn diesen 
Anstrengungen dauerhafter Erfolg beschieden ist. 

Tatsächlich gelang es in den vergangenen beiden Jahrzehnten in Deutschland, 
weltanschaulichen Positionen die Berechtigung zu nehmen, die nicht nur in der 
vorangegangenen Zeit als vollkommen legitim angesehen wurden, sondern heute 
noch in den übrigen Staaten der westlichen Welt so aufgefaßt werden. Ansichten 
eines amerikanischen Kommunitaristen über die Rolle des sozialen Zusammen- 
halts, eines britischen Konservativen über den Adel, eines französischen Gaulli- 
sten über die Souveränität oder eines dänischen Rechtsliberalen über die ange- 
messene Ausländerpolitik, das alles fiele - auf deutsche Verhältnisse übertragen - 
wohl unter das Verdikt „rechtsextremistisch“ oder wäre doch geeignet, einen ent- 
sprechenden „Anfangsverdacht“ zu begründen. 

Es ist relativ unwahrscheinlich, daß diejenigen, die den „Aufstand der Anstän- 
digen“ oder die Kampagnen gegen die „Neue Rechte“ zu verantworten haben, die- 
ser Einschätzung zustimmen und sich eines besseren besinnen werden. Man 
muß ihnen deshalb entgegentreten: unter Berufung auf das Recht der Meinungs- 
freiheit und der Meinungsäußerungsfreiheit, in der politischen Diskussion eben- 
so wie auf dem Feld der juristischen Auseinandersetzung, wenn das notwendig 
sein sollte. 
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Fazit 


— Die „Neue Rechte“ bildet keine Einheit. 

— Wenn überhaupt, dann wäre von den „Neuen Rechten“ im Plural zu sprechen. 
Es handelt sich dabei um unabhängige intellektuelle Strömungen, die seit den 
sechziger Jahren entstanden und sich von den „Alten Rechten“ deutlich abgrenz- 
ten. 

— Im einzelnen sind eine nationalrevolutionäre, eine volkskonservative und eine 
nationalliberale Bewegung zu unterscheiden. 

— Die nationalrevolutionäre „Neue Rechte“ hat ihre Bedeutung schon vor länge- 
rer Zeit verloren. 

— Die volkskonservative und die nationalliberale „Neue Rechte“ sehen sich seit 
geraumer Zeit scharfen Angriffen ausgesetzt. 

— Dabei wird der Begriff „Neue Rechte“ regelmäßig in einem verzerrenden Sinn 
benutzt, angeblich, um den „Extremismus“ dieser Gruppierungen unter Beweis 
zu stellen, faktisch, um Zensur gegen mißliebige Auffassungen auszuüben. 
Hinter der Denunziation stehen jene Teile der politischen Linken, die an einem 
einheitlichen Feindbild festhalten und mit den „Neuen Rechten“ immer auch das 
bürgerliche Lager treffen wollen, um es an einer selbständigen weltanschauli- 
chen Orientierung zu hindern. 

— Ziel dieser Strategie ist es, vor allem konservative Positionen im Hinblick auf 
die Nation, das Sittengesetz und die staatliche Ordnung zu delegitimieren, deren 
Verankerung im Grundgesetz unbezweifelbar ist. 
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de Benoist: Die alte und die neue Rechte, in ders. (Hrsg.): Kulturrevolution von rechts, edition d, Bd 6, Krefeld 
1985, S. 13-38. 
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38 Vgl. dazu die keineswegs unkritische, aber im ganzen sehr sachliche Darstellung dieses Wandels bei Pierre- 


34 DIE NEUE RECHTE - INSTITUT FÜR STAATSPOLITIK 


Andre Taguieff: Sur la Nouvelle Droite, Paris 1994. 

39 Einen gewissen Überblick bietet Francois Dirksen: Chronik einer Kampagne, in: Criticon 8 (1979) 54, S. 
176-178. 

40 Bezeichnend ist der etwas resignative Unterton in Mireille Montes (Pseudonym?): L’et& de la nouvelle droi- 
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geworden zu sein, vertrete ich heute deutlich andere Inhalte als in den sechziger Jahren.“ Zit. nach Teichmann, 
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langen nach großen Reformen unterstützt hatten, bekehrten sich zu einem „Konservatismus“, der gesunden 
Menschenverstand und common sense betonte. Einer der Protagonisten dieser Linie, der Philosoph Hermann 
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Kurs Hugenbergs nicht mittragen wollten und eine Unterstützung Brünings anstrebten; vgl. Erasmus Jonas: 
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zum Beispiel Gerhard Paul: Hitlers Schatten verblaßt. Die Normalisierung des Rechtsextremismus in den acht- 
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97 Zusammenfassend Wolfgang Gessenharter und Helmut Fröchling: Neue Rechte und Rechtsextremismus 
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